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II. K L E I N E BEITRÄGE 
STAATLICHES UND KIRCHLICHES EHERECHT 
- IN HARMONIE ODER IM KONFLIKT? 
Zu einem Buch gleichen Titels von Ε W. Bosch* 
Von K a r l - T h e o d o r G e r i n g e r 
R W. Bosch ist schon seit Jahrzehnten dafür bekannt, daß er sich auf 
dem Gebiet des Eherechts für eine Verständigung zwischen Kirche und 
Staat engagiert und sachkundig einsetzt - im Interesse der Bürger, die 
beiden Rechtsordnungen verpflichtet sind. Vor allem ist noch in Erinne­
rung, daß er im berühmten „ F a l l T a n n " als Anwalt des angeklagten 
Pfarrers und des ebenfalls angeklagten Passauer Generalvikars, der 
dem Pfarrer Rückendeckung gegeben hatte, vehement die Grundgesetz 
Widrigkeit des § 67 PStG vertreten und eindrucksvoll nachgewiesen 
hat1 - leider ohne durchgreifenden Erfolg, da das Verfahren aufgrund 
einer inzwischen erfolgten Gesetzesänderung in der Berufungsinstanz we­
gen Geringfügigkeit eingestellt wurde 2, sodaß die Anrufung des Bundes­
verfassungsgerichts nicht mehr möglich war. Eine Verfassungsklage 
wäre zweifellos ebenso erfolgreich gewesen wie in Österreich3, zumal 
hierzulande das Recht auf freie Religionsausübung - dazu gehört ohne 
Zweifel das Recht, Sakramente zu empfangen - zumindest ebenso ge­
schützt ist wie in Österreich. In der Bundesrepublik aber hat es bisher -
aus unverständlichen Gründen - noch nie jemand gewagt, dieses Recht 
durchzusetzen. 
Der zu besprechende Band verfolgt die - bereits im Vorwort erklärte 
Absicht dazu beizutragen, daß „die Eheschließung .. . wieder erheblich 
F W . B o s c h , Staatliches und kirchliches Eherecht - in Harmonie oder im 
Konflikt? Insbesondere zur Entwicklung und zur gegenwärtigen Situation im Ehe­
schließungsrecht. Bielefeld 1988 = Schriften zum deutschen und europäischen 
Zivil-, Handels- und Prozeßrecht 122. 
1 Vgl. sein Plädoyer vor der Strafkammer: PfarrAbl 29 (1956) 205-246; s. 
auch das Gutachten von K. M ö r s d o r f : ebd. 253-272. 
2 Vgl. LG Passau: FamRZ 1956, 55 und 128 f.; BGH: FamRZ 1957, 418, Nr. 
199; zur politischen Diskussion, die durch den „Fall Tann" ausgelöst wurde, s. 
B o s c h (Anm. *) 26 -29 . 
3 Vgl. das Erkenntnis des Österr. Verfassungsgerichtshofes vom 19. 12. 
1955: ÖAKR 7 (1956) 64 ff. 
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attraktiver gestaltet, die Reputation der Ehe verstärkt" werde (VII), damit 
so der inrner weiter um sich greifenden Tendenz zur sogenannten nicht­
ehelichen Lebensgemeinschaft Paroli geboten wird. Dabei scheut sich 
- dies sei schon jetzt angemerkt - Bosch nicht, Standpunkte, die er in 
früherer Publikationen vertreten hatte, zu revidieren. 
In enem kurzen I. A b s c h n i t t , der mit „ V o r b e m e r k u n g e n " 
überschrieben ist (1-5), bringt der Autor vier Fälle aus der Praxis, die 
deutlich machen, wo die Probleme liegen: beim sogenannten Renten-
konkubhat, bei der Studentenehe, bei kirchlicherseits nicht anerkannten 
staatlichen Eheverboten4 und bei der Eheschließung von Ausländern in 
der Burdesrepublik5. 
Der II. A b s c h n i t t stellt - in Auswahl - die N o r m e n d e s 
d e u t s c h e n E h e r e c h t s jenen des C IC 19 8 3 schon optisch so ge­
genüber, daß die erheblichen Unterschiede sofort ins Auge springen 
(6-12). Wenn Bosch freilich mit Blick auf einen Aufsatz des Berichter­
statters3 die rhetorische Frage stellt, ob die Kirche die rein kirchliche 
Eheschließung fördern sollte, und meint, die dort dargelegten auf Öster­
reich bezogenen Überlegungen seien auf die Bundesrepublik übertrag­
bar (11 f. mit Anm. 30 a), so sei dagegen schon jetzt leiser Widerspruch 
angemeldet. 
Der III. A b s c h n i t t befaßt sich mit der „ E n t w i c k l u n g d e s 
E h e r e c h t s , i n s b e s o n d e r e d e s d e u t s c h e n s t a a t l i c h e n 
E h e r e c h t s " (13-39). Dabei wird das kirchliche Eheschließungsrecht 
naturgemäß äußerst verkürzt und daher auch ungenau dargestellt 
(13-15). So kann der Satz: „Im 12. Jahrhundert konstatierte Papst 
A l e x a n d e r III., die v o l l z o g e n e 7 christliche Ehe sei unauflöslich" 
(13), so gewiß nicht hingenommen werden. Vielmehr wurde damals der 
Streit zwischen der Rechtsschule von Bologna, die die sogenannte Kopu­
latheorie vertreten hat, und jener von Paris, die der römisch-rechtlichen 
Konsenstheorie verpflichtet war, in der Weise entschieden, daß prinzipiell 
der Grundsatz consensus facit nuptias anerkannt wurde; der Kopulatheo­
rie wurde lediglich das Zugeständnis gemacht, daß eine zwar gültig ge-
4 Erinnert wird an die „rassischen Eheverbote" in der NS-Zeit (3 mit 
Anm. 5). 
5 De' rein kirchlichen Trauung von zwei in der Bundesrepublik lebenden Spa-
niern wude - obwohl nach spanischem Recht gültig - die Anerkennung ver­
sagt, sodaß schließlich auch der Antrag auf Witwenrente abgelehnt wurde (3 f.). 
6 K.-'h. G e r i n g e r , Das Ende der Zwangszivilehe in Österreich als para­
doxe Realutopie. Unorthodoxe Erwägungen zu einer dialektischen Strategie 
kirchliche- Gesellschaftspolitik: ÖAKR 33 (1982) 466-486. 
7 Hevorhebung vom Autor. 
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schlossene, aber noch nicht vollzogene christliche Ehe noch nicht abso­
lut unauflöslich ist8. 
Ungenau ist auch die Feststellung, Pius X. habe „die tridentinische 
Eheschließungsform . . . überall auf der Welt, speziell auch im Jmperium 
Germaniae', bei katholischen Eheschließungen" verpflichtend vorge­
schrieben (14), da die Konst. Provida die kanonische Eheschließungs­
form an sich - allerdings bloß als Erlaubtheitserfordernis - auch für die 
konfessionsverschiedene Ehe vorgeschrieben hat. Das Dekret Ne te-
mere hat dann auch die Mischehen dem Formzwang unterworfen, wo­
durch freilich das durch Provida geschaffene deutsche Sonderrecht nicht 
aufgehoben wurde; dies geschah erst durch den CIC 19179. 
Sehr instruktiv sind - bei aller selbst auferlegten Kürze - die Ausfüh­
rungen des Autors über Entstehung und Entwicklung der obligatorischen 
Zivilehe und insbesondere des ominösen § 67 PStG. Vorbehaltlos zuzu­
stimmen ist Bosch, wenn er unter Berufung auf die Eingangsworte von 
Art. 26 R K 1 0 eine „Anerkennung der obligatorischen Zivilehe durch die 
Kirche" bestreitet (21). Und wenn er vor allem gegen J . Listi 1 1 die Verfas­
sungswidrigkeit von § 67 PStG behauptet, wie er es schon als Anwalt im 
„Fall Tann" (32) getan hat, hat er alle überzeugenden Argumente auf sei­
ner Seite. Denn selbst wenn man der Auffasung Listls, die Kirche habe 
in Art. 26 RK „die Beschränkung i h r e s 1 2 Selbstbestimmungsrechts 
ausdrücklich hingenommen und könne sich daher auf die Verfassungs­
widrigkeit des § 67 PStG nicht berufen" (21, Anm. 56), zustimmen wollte, 
bleibt festzuhalten, daß das verfassungsrechtlich garantierte Recht auf 
freie Religionsausübung auch ein Individualrecht ist, auf das die Kirche 
für ihre einzelnen Glieder gar nicht verzichten kann. Im übrigen wäre 
wohl auch einmal darauf hinzuweisen, daß es eine ausgesprochen schi­
zophrene Rechtsauffassung ist, wenn ein Staat die sog. nichteheliche 
Lebensgemeinschaft für rechtskonform hält, die ihr - manchmal - vor­
ausgehende rein kirchliche Trauung aber für ordnungswidrig. Und wenn 
ein an sich zivilisierter Rechtsstaat sogar verlangt, daß jemand, der -
vielleicht - ein Gesetz verletzt, Selbstanzeige erstatten muß (§ 67 a 
8 Mit der theologischen Problematik dieser bis heute aufrechten Regelung 
(c. 1142) mußte sich freilich ein Jurist nicht auseinandersetzen. Vgl. K.-Th. G e ­
r inge r , Staatliches Scheidungsrecht und kirchliche Ehejudikatur: ÖAKR 31 
(1980) 241-272, hier 244 f. 
9 Ausführlicher bei K. M ö r s d o r f , Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund 
des Codex Iuris Canonici. II, München 111967, 241-243. 
1 0 „Unter Vorbehalt einer umfassenden späteren Regelung der eherechtli­
chen Fragen . . ." 
1 1 J . L i s t i , Das Grundrecht der Religionsfreiheit in der Rechtsprechung der 
Gerichte der Bundesrepublik Deutschland, Regensburg 1981, 303 f. 
1 2 Hervorhebung vom Verf. 
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PStG), dann müßte auch das für diesen Rechtsstaat ein prinzipielles 
Problem sein 1 3 . 
Im IV. A b s c h n i t t will Bosch „ E r g ä n z e n d e s z u m k i r c h l i ­
c h e n E h e r e c h t , i n s b e s o n d e r e g e m ä ß d e m C o d e x i u r i s 
c a n o n i c i v o n 1 9 8 3 " beitragen (41 -63) , da - speziell die jüngeren 
- Juristen darüber kaum noch Kenntnisse haben. Beachtenswert ist zu­
nächst die Mitteilung der - derzeit wohl herrschenden - protestanti­
schen Auffassung, daß die Ziviltrauung ehekonstituierend ist, woraus frei­
lich für die Evangelische Kirche Schwierigkeiten entstehen könnten, die 
auch aus evangelischer Sicht nicht akzeptiert werden könnten, wie etwa 
das Verbot der „rassischen Mischehe" in der NS-Zeit. Daraus ergibt sich 
die Frage, ob diese prinzipielle Haltung aufrecht bleiben kann, wenn der 
Ziviltrauung eines evangelischen Christen (andere) unzumutbare Konse­
quenzen entgegenstehen (41 f.). 
Mit den einzelnen eherechtlichen Normen des CIC 1983 kann sich 
diese Arbeit selbstverständlich nur sehr kursorisch befassen. Daher nur 
einige Anmerkungen: Richtig ist die Beobachtung, daß die traditionelle 
Auffassung, die Brautleute spendeten einander das Sakrament der Ehe, 
immer mehr in Zweifel gezogen wird (44, Anm. 137); ob es sich dabei 
(noch) um eine „Mindermeinung" handelt, kann auch der Rez. nicht ent­
scheiden. Die Annahme von „drei ,Spendern'" (Brautleute plus Pfarrer) 
dürfte allerdings weder der traditionellen Lehre noch den neueren theolo­
gischen Einsichten gerecht werden. Hinzuweisen wäre wohl auch darauf, 
daß die in c. 1117 statuierte Formfreiheit für abgefallene Katholiken unter 
Berücksichtigung von c. 1055 § 2 mit c. 840 (sacramenta ..., utpote ac-
tiones ...et Ecclesiae) nur unter Zuhilfenahme sehr brüchiger Krücken 
in Einklang gebracht werden kann; diese Bedenken gelten übrigens 
auch für die Dispens von der Formpflicht (c. 1127 § 1), die Bosch als „be­
grüßenswerte Auflockerung" gegenüber dem früheren Recht ansieht 
(54). Viel näher liegt der Verdacht, daß sich der Gesetzgeber des 
CIC 1983 in diesen Punkten von einem theologisch unreflektierten Hang 
zum Tutiorismus leiten ließ. 
Im Hinblick auf das Ehehindernis der Impotenz (c. 1084 §1) hofft 
Bosch auf „eine künftige Weiterentwicklung des kirchlichen Eherechts", 
konkret: auf eine Aufhebung des Hindernisses, da die Kinderzeugung 
nicht mehr als finis Primarius aufgefaßt werde (47 f.). Verkannt wird da­
bei, daß dieses Hindernis schon im CIC 1917 nicht mit dem ersten Ehe­
zweck begründet werden konnte, da auch dort (c. 1068 § 3) - wie in 
1 3 Wenn der Geistliche die Vornahme einer Trauung ohne standesamtliche 
Voraustrauung nicht anzeigt, stellt auch dies eine - allerdings ebenfalls sank­
tionslose - Ordnungswidrigkeit dar. 
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α 1084 § 3 CIC 1983 - in der bloßen Sterilität gerade k e i n Ehehinde-
rungsgrund gesehen wurde. Der Grund für das Hindernis der Impotenz 
liegt dagegen darin, daß die Ehe ihrer Natur nach auch Geschlechtsge­
meinschaft ist; gerade dadurch unterscheidet sich ja die Ehe von jeder 
anderen zwischenmenschlichen Beziehung. Und wenn Bosch in diesem 
Zusammenhang das bonum coniugum erwähnt, muß doch gesehen wer­
den, daß auch die sexuelle Erfüllung zum Gattenwohl gehört. Dagegen 
kann nicht eingewandt werden, daß, wer in Kenntnis der Impotenz des 
Partners heiratet, auf diese Erfüllung verzichtet. Solche Einstellungen 
können sich im Laufe der Zeit durchaus ändern - was ist dann mit dem 
Wohl dieses Eheteils? 
Außerdem gilt nach wie vor, daß die Brautleute durch ihr Ja-Wort 
auch Recht und Pflicht zur Geschlechtsgemeinschaft übernehmen; wenn 
aber ein Partner von vornherein nicht fähig ist, die diesbezügliche Pflicht 
zu erfüllen, kann er sie - gemäß der Rechtsregel ad impossibile nemo 
teneturu - auch nicht übernehmen 1 5. 
Zuzustimmen ist dem Autor, wenn er - gegen Zapp 1 6 - meint, 
c. 1071, n. 2, könne für die Bundesrepublik Deutschland „wegen der vor­
gängigen obligatorischen Zivilehe"(-schließung) nicht als bedeutungslos 
angesehen werden (49). Denn da die Kirche selbstverständlich daran in­
teressiert ist, daß bei ihren Gliedern bürgerlicher und kirchlicher Perso­
nenstand übereinstimmen, ist es geradezu angezeigt, daß die Verantwor­
tung für eine nach staatlichem Recht unzulässige Trauung nicht allein 
den Pfarrern aufgebürdet wird. Nebenbei: Die Aufhebung des § 67 PStG 
durch den Österreichischen Verfassungsgerichtshof ist letztlich darauf 
zurückzuführen, daß sich Bischöfe öffentlich vor ihre (verurteilten oder 
angezeigten) Pfarrer gestellt haben; erst dadurch wurde ein Problembe­
wußtsein geschaffen, das Landesregierungen zur Erhebung der Verfas­
sungsklage bewogen hat. 
Daß Bosch den in der deutschen Kanonistik üblichen Begriff „Trau­
ungsverbot" generell für „verfehlt" hält (49, Anm. 156), ist wohl darin be­
gründet, daß er mit der kirchlichen Rechtssprache nicht vertraut ist. Zwar 
ist richtig, daß die Trauungsassistenz in den Fällen des c. 1071 bloß von 
einer Erlaubnis des Ortsordinarius abhängig gemacht wird; was aber be­
deutet die Bindung an eine besondere Erlaubnis anderes als ein Verbot, 
da doch die Erlaubnis auch verweigert werden könnte? Die Möglichkeit 
1 4 Reg. iur. 6 in Vl°. 
1 5 Vgl. auch K.-Th. G e r i n g e r , Zur Ehefähigkeit von AIDS-Infizierten: 
AfkKR 156 (1987) 140-148. 
1 6 H. Z a p p , Die Vorbereitung der Eheschließung: Handbuch des katholi­
schen Kirchenrechts. Hrsg. von J . Listi u. a., Regensburg 1983, 753; ebenso 
de rs . , Das kanonische Eherecht, Freiburg 71988, 87 f. 
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der Erlaubnisverweigerung stellt Bosch zwar wegen cc. 219, 840 und 
1058 in Frage; die Gläubigen hätten, „falls ein echtes Hindernis nicht im 
Wege steht, ein Recht auf das Ehesakrament" (50). Doch abgesehen da­
von, daß nach c. 840 die Sakramente der Kirche anvertraut sind, womit 
implizit gesagt ist - in c. 841 auch ausdrücklich - , daß die Kirche auch 
Bedingungen für den erlaubten Sakramentenempfang aufstellen kann, 
ist auch das Grundrecht auf freie Standeswahl nach c. 219, wo übrigens 
bloß die Freiheit von Zwang angesprochen wird, im Zusammenhang mit 
der Regelungskompetenz der Kirche (c. 223 § 2) zu sehen. Was aber 
c. 1058 betrifft, ist es einfach unzulässig, das qui iure non prohibentur 
auf das Vorliegen eines „echten" Ehehindernisses im technischen Sinn 
einzuschränken; eine rechtliche Behinderung liegt eben auch im Falle ei­
nes Trauungs- oder Eheverbotes vor. 
Hervorzuheben ist die richtige Feststellung des Autors, daß im Falle 
von Polygamie oder Polyandrie unter Ungetauften jeweils die Erstehe als 
gültig zu gelten hat und „daher an sich bestehen bleiben sollte" (58, 
Anm. 196). Anders wäre auch nicht zu erklären, weshalb nach c. 1148 
§ 2 eine neuerliche Eheschließung in kanonischer Form nur dann erfor­
derlich ist, wenn der (die) Neugetaufte die zuerst eingegangene Verbin­
dung nicht aufrechterhalten kann oder will. Dies ausdrücklich festzuhal­
ten ist vor allem deshalb wichtig, weil von manchen Kanonisten die Auf­
fassung vertreten wird, daß Menschen, die in einem Kulturkreis aufwach­
sen und leben, in dem die gleichzeitige Mehrfachehe üblich ist, nicht 
über das nötige Mindestwissen nach c. 1096 § 1 verfügen, sodaß auch 
schon die Ersteheschließung ungültig wäre 1 7. 
Im V . A b s c h n i t t berichtet Bosch „ E i n i g e s z u m d e u t ­
s c h e n , i n t e r n a t i o n a l e n und z u m a u s l ä n d i s c h e n E h e ­
r e c h t " (65-88). Aus dem reichen Material, das hier mit großer Akribie 
zusammengetragen wurde, seien nur einige bemerkenswerte Punkte 
hervorgehoben: Deutsche können als „Eheschließungs-Touristen" in 
Staaten, die die kirchliche Trauung anerkennen (z. B. in Italien), eine 
bloß kirchliche Ehe schließen und damit in den Genuß aller bürgerlichen 
Rechtswirkungen der Ehe nach deutschem Recht kommen (67 f.). Italien 
ist auch ein Beispiel dafür, daß der Staat, auch wenn er eine kirchlich ge­
schlossene Ehe scheidet, den Spruch so gestalten kann, daß davon bloß 
die zivilen Rechtswirkungen betroffen werden (84). Beachtlich ist auch 
die englische Normierung, wonach bei der Trauung in einer anderen als 
1 7 So A. S c h e u e r m a n n , Die irrtümliche Eheauffassung. Die Problematik 
des can. 1084 in der Rechtsprechung der S. R. Rota: ÖAKR 17 (1966) 168-186, 
hier 177; ähnlich A. H o p f e n b e c k , Privilegium Petrinum. Eine rechtssprachli­
che und rechtsbegriffliche Untersuchung (MThSt, III. Kan. Abt. 35), St. Ottilien 
1976, 31; E.-G. R o k a h r , Ehe ohne Treue? Die eheliche Treuepflicht in der 
Rechtsprechung der Römische^Rota, München 1976, 118-124. 
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der Anglikanischen Kirche die Anwesenheit einer staatlich befugten Per­
son genügt, damit die Ehe auch vom Staat anerkannt wird; kaum zu ak­
zeptieren ist freilich - aus dem oben dargelegten Bedenken - die Vor­
stellung, daß auch umgekehrt die Anwesenheit des Pfarrers bei der stan­
desamtlichen Trauung für die Anerkennung seitens der Kirche genügen 
sollte (85 f.). Horvorzuheben ist auch die Konsequenz einiger Ostblock­
staaten (ζ. B. UdSSR, DDR, Ungarn), die eine vorgängige oder auch 
rein kirchliche Trauung überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen und daher 
auch nicht verbieten (87). 
Im V I . A b s c h n i t t werden „ E r g ä n z e n d e F e s t s t e l l u n g e n 
z u r e h e r e c h t l i c h e n S i t u a t i o n in d e r B u n d e s r e p u b l i k 
D e u t s c h l a n d (speziell auch im Verhältnis zu Österreich)" getroffen 
(89-96). Nach der Darlegung der Rechtslage in Österreich weist Bosch 
auf die Möglichkeit hin, daß auch Bundesbürger in Österreich eine rein 
kirchliche Ehe eingehen können, wobei sie freilich wissen müssen, daß 
sie nicht nur den Nachteilen einer staatlichen Eheschließung (ζ. B. Ren­
tenverlust) entgehen, sondern auch deren Vorteile (ζ. B. im Erbrecht) 
nicht beanspruchen können. Der Autor spricht in diesem Zusammen­
hang von einer „Ehe anderer Art" (95) und setzt sich dann mit dem 
schon erwähnten Aufsatz des Rez. auseinander (95 f.) 1 8. 
Doch schon der erste Satz, ich hätte „angesichts des Urteils des 
Österr. Verfassungsgerichtshofes vom 19. 12. 1955 dazu aufgefordert, 
stets nur noch die kirchliche Eheschließung zu tätigen", stimmt so nicht. 
Nicht dieses Erkenntnis war für solche Überlegungen maßgebend, son­
dern die Tatsache, daß in Österreich die nichteheliche Gemeinschaft in 
vielfacher Hinsicht der Ehe rechtlich gleichgestellt ist. Angesichts der 
leichten Scheidungsmöglichkeit mußte weiter gefragt werden, ob Kirche 
und Staat eigentlich noch dasselbe meinen, wenn sie von „Ehe" spre­
chen. Erst für den - noch nicht ganz erreichten - Zeitpunkt, zu dem der 
Staat zwischen „Ehe" und nichtehelicher Gemeinschaft faktisch keinen 
rechtlichen Unterschied mehr macht, wurde „Das Ende der Zwangszivil­
ehe in Österreich als paradoxe Realutopie" am Horizont heraufziehen 
gesehen, da der Gang zum Standesamt nichts mehr brächte. 
Richtig ist, daß diese Entwicklung zu bedauern ist. Sie ist aber ein 
Faktum. Was aber diesbezüglich die Bundesrepublik Deutschland an­
geht, besteht gegenüber der Situation in Österreich der große Unter­
schied, daß hierzulande Ehe und Familie unter dem Schutz des Grund­
gesetzes stehen, während in Österreich ein verfassungsrechtlicher 
Schutz - jedenfalls zur Zeit - politisch nicht durchsetzbar ist, und zwar 
aus dem ausdrücklich erklärten Grund, daß man „andere Formen des 
1 8 S. Anm. 6. 
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Zusammenlebens nicht diskriminieren" wolle. Was ist das anderes als 
die Selbstaufgabe des Staates auf dem Gebiet des Eherechts? 
Im V I I . A b s c h n i t t stellt der Autor „ G r u n d s ä t z l i c h e E r w ä ­
g u n g e n z u r d e r z e i t i g e n e h e r e c h t l i c h e n S i t u a t i o n und 
z u r k ü n f t i g e n W e i t e r e n t w i c k l u n g " an (97-119). Der Autor 
wünscht sich den Abschluß eines neuen Konkordats, durch das die der­
zeit bestehende Antimonie zwischen Staat und Kirche auf dem Gebiet 
des Eherechts überwunden werden könnte. Unter Aufgabe früherer Posi­
tionen nimmt er eine Verfassungswidrigkeit der Zwangszivilehe nicht 
mehr an, sofern der Staat die standesamtliche Trauung bloß als Ehe­
schließung „im Sinne des bürgerlichen Rechts" betrachtet, sodaß - spe­
ziell katholische - Brautleute darin eine reine Formalität erblicken könn­
ten (103). Dazu gehörte auch, daß auf Verlangen der Brautleute jede 
quasi-religiös gestaltete Feierlichkeit auf dem Standesamt zu unterblei­
ben hätte (115 f.). 
Im übrigen sollten alle derzeit noch bestehenden Behinderungen 
bzw. Nachteile, die mit der standesamtlichen Trauung verbunden sind, 
beseitigt werden, damit der Anreiz zur nichtehelichen Lebensgemein­
schaft oder auch zur rein kirchlichen Eheschließung z. B. in Österreich 
wegfällt. Allmählich sollte es dahin kommen, daß die bloß kirchlich ge­
schlossene Ehe als „eine Ehe anderer Art" (96) anerkannt oder hinge­
nommen wird. 
Im A n h a n g bringt Bosch G e s e t z e s t e x t e aus dem staatlichen 
und Konkorda ts -Eherech t (123-129) sowie aus dem C I C 19 83 
(129-141). Abgeschlossen wird das Buch mit einem S t i c h w o r t v e r ­
z e i c h n i s (143-145) 1 9. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß dieses sehr instruk­
tive Werk nach einer gründlichen Analyse der geltenden Rechtsordnung 
zu durchdachten Lösungsvorschlägen kommt, die der staatliche Gesetz­
geber ernsthaft prüfen und beherzigen sollte. Der Kulturkampf, auf den 
die derzeitige Regelung letztlich zurückgeht, ist schließlich seit einiger 
Zeit Geschichte. 
1 9 Ein Literaturverzeichnis fehlt leider. 
